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Einleitung

Ende der 2000er Jahre schien der Ausbau des europäischen Migrations- und Grenz‐
regimes aus Sicht der Europäischen Kommission und vieler EU-Regierungen zentra‐
le Ziele zu erreichen.1 Im Vergleich zu den frühen 1990er und den frühen 2000er
Jahren war die Zahl der Asylanträge in der EU deutlich gesunken. Doch die Zuver‐
sicht von Kommission und EU-Regierungen war von kurzer Dauer. In den 2010er
Jahren geriet die europäische Migrationspolitik in die schwerste Krise ihrer Ge‐
schichte. Entgegen allen Versuchen dies zu verhindern, stieg die Zahl jener Men‐
schen, denen es trotz aller Hürden gelang, EU-Territorium zu erreichen, um dort
Schutz zu finden, zeitweise deutlich an: 2015 und 2016 stellten jeweils über 1,2 Mil‐
lionen Menschen einen Asylantrag in der EU.2 In Politik, Medien und Wissenschaft
wird dieser Prozess überwiegend als ,Flüchtlings-’ oder ,Migrationskrise’ bezeich‐
net. Kritische Autor*innen weisen diese Kategorien zurück, weil in ihnen die ge‐
flüchteten Menschen selbst zum Problem erklärt werden. Sie sprechen stattdessen
etwa vom „langen Sommer der Migration“3 oder der, Krise des europäischen Grenz‐
regimes’. Kritik, so John Holloway, besteht gerade darin, solche unterschiedlichen
Kategorien zu öffnen und zu zeigen, inwiefern sie Resultat und Element gesell‐
schaftlicher Kämpfe sind: „Take a category, split it open and what we discover is not
a philosophical contradiction but a living antagonism, a constant struggle, a clash
between opposing movings.“4

Aus dieser Sicht stellt sich die Krise des europäischen Grenzregimes in den
2010er Jahren als Ausdruck antagonistischer Praktiken dar: Millionen von Men‐
schen überwanden bei ihrer Flucht Richtung EU zahllose politische, geographische
und militärische Barrieren und begannen, sich in der EU ein neues (Alltags-)Leben

1.

1 Für hilfreiche Kommentare danke ich den Herausgebern sowie Lars Bretthauer, David Lorenz
und Matthias Müller-Stehlik.

2 Eurostat 2019a.
3 Hess et al. 2016.
4 Holloway 2012, S. 517.
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aufzubauen. Gleichzeitig gelang es den EU-Regierungen, solche Mobilität derart
teuer, schwierig und gefährlich zu machen, dass weitere Millionen gezwungen wa‐
ren, sich für Immobilität zu entscheiden, zum gar-nicht-erst-Losgehen.5 Für zahllose
Andere endete ihre Fluchtmigration in Haft, erzwungener Rückkehr oder Tod. Diese
Gleichzeitigkeit von Autonomie und Heteronomie, von Erfolgen subalterner Kämp‐
fe und hocheffektiven Herrschaftstechniken führt zur zentralen Frage dieses Arti‐
kels: Wie lässt sich eine Analyse der Krise entwickeln, die diese widersprüchlichen
Momente einbezieht und sie in ihrem Kontext verortet? Wie lassen sich Ursachen
und Charakter, Dynamik und Folgen der Krise europäischer Migrationspolitik seit
Beginn der 2010er Jahre auf den Begriff bringen?

Mit dieser Fragestellung verbinde ich zwei Ziele. Erstens soll der Artikel eine
synthetisierende Analyse der Krise entwickeln, um ihre großen Entwicklungslinien
erkennbar machen. Zweitens zielt der Text darauf, in die Krisendebatten der Migrati‐
ons- und Grenzforschung einen Beitrag aus historisch-materialistischer und polit‐
ökonomischer Sicht einzubringen und so die Produktivität dieser Perspektive zu de‐
monstrieren.6 Der Artikel ist in sechs Teile gegliedert. Nach dieser Einleitung wird
der zweite Teil Grundannahmen einer materialistischen Grenzregimeanalyse skizzie‐
ren. Die folgenden drei Abschnitte rekonstruieren die konjunkturelle Dynamik der
Krise entlang von drei Phasen. Der letzte Abschnitt reflektiert, inwiefern sich im
Herbst 2019 von einem Ende der Krise sprechen lässt.

Materialistische Grenzregimeanalyse

Krisen, so schreibt Frigga Haug im Historisch-kritischen Wörterbuch des Marxis‐
mus, „lassen sich als Zwischenzeiten begreifen, in denen die gewohnte Ordnung
nicht mehr funktioniert, aber noch keine neue Regelungsweise gefunden ist“.7 Dass
in Europa Mitte der 2010er Jahre gewohnte migrationspolitische Dynamiken unter‐
brochen und politische Regelungsformen dysfunktional wurden, ist wissenschaftlich
kaum umstritten – wodurch diese Krise ausgelöst wurde und welchen Charakter sie
hatte, umso mehr. So betonen etwa Arbeiten aus dem Umfeld der Europaforschung,
dass die sogenannte Migrationskrise aus ,externen Schocks’ resultiert sei. Diese
Schocks hätten Fehler und Lücken migrationspolitischer Europäisierung offenge‐
legt.8 Ansätze der kritischen Grenzregimeforschung gehen dagegen von einer Dauer‐
krise des EU-Grenzregimes aus, die zentral aus den Kämpfen der Migration resul‐
tiert.9 Hier setzt auch die materialistische Grenzregimeanalyse an. Sie argumentiert,

2.

5 Vgl. Schewel 2019, S. 14f.
6 Vgl. Georgi 2016.
7 Haug 2010, S. 2121.
8 Schimmelfennig 2018.
9 Hess et al. 2016, S. 8.
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dass Entstehung, Dynamik und Formen von Migrations- und Grenzregimen auf das
engste verwoben sind mit den sich wandelnden strukturellen Widersprüchen und so‐
zialen Kämpfen eines intersektionalen Kapitalismus insgesamt – und dass Grenzre‐
gime nur verstehbar und veränderbar sind, wenn sie analytisch differenziert mit die‐
sen Prozessen verbunden werden. Solche materialistischen Grenzregimeanalysen ba‐
sieren auf zentral drei Prinzipien.10

Erstens geht ein historisch-materialistischer Ansatz auf der Höhe der Zeit davon
aus, dass politische und gesellschaftliche Entwicklungen – vielfach vermittelt –
durch die Kämpfe und Kräfteverhältnisse zwischen einer Vielzahl antagonistischer
gesellschaftlichen Gruppen getrieben sind – Gruppen, die durch jene herrschafts‐
durchwirkten sozialen Verhältnisse (mit-)hervorgebracht werden, in denen Men‐
schen gezwungen sind, sich selbst, ihre Lebensmittel und ihre Gesellschaften materi‐
ell zu reproduzieren. Solche gesellschaftlichen Re/Produktionsweisen sind intersek‐
tional zu verstehen. Sie umfassen u.a. kapitalistische Strukturprinzipien, Geschlech‐
terverhältnisse und den strukturellen Rassismus imperialer Lebensweisen.11 Hieraus
folgt, dass die Konflikte, die sich in der Krise europäischer Migrationspolitik ver‐
dichten, nicht a priori auf die Dominanz, Offensive oder Initiative einzelner Grup‐
pen oder sozialer Kräfte reduziert werden dürfen – nicht auf zerstrittene und Fehler
machende Politikeliten, nicht auf mächtige Kapitalinteressen und auch nicht, auf hö‐
herer Abstraktionsebene, auf eine per se als vorranging gesetzte Autonomie der
Migration. Gesellschaftliche Konflikte müssen als historisch offene, wechselseitige
Auseinandersetzungen zwischen einer Vielzahl von Akteuren rekonstruiert werden,
was u.a. bedeutet, die potenzielle Eigensinnigkeit und relationale Autonomie aller
gesellschaftlichen Kräfte anzuerkennen und einzubeziehen. Eine Möglichkeit dies
auf einer mittleren Abstraktionsebene gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse zu tun,
bietet die historisch-materialistische Politikanalyse (HMPA) insofern sie migranti‐
sche Escape-Praktiken und Bewegungen der Migration explizit in ihre Analysen ein‐
bezieht.12

Eine zweite Grundannahme historisch-materialistischer Analysen ist, dass Kon‐
flikte und Krisen nicht auf Akteurspraxis reduziert werden können. Das konflikthaf‐
te Handeln gesellschaftlicher Kräfte darf nicht isoliert von strukturellen wie histo‐
risch-konjunkturellen Handlungsbedingungen interpretiert werden. Eine Krisenana‐
lyse des europäischen Grenzregimes steht somit vor der Herausforderung, das kon‐
tingente Handeln zahlreicher Akteure und gesellschaftlicher Kräfte mit den sie um‐
gebenden, vorgefundenen Umständen, darunter die institutionell-materiellen Ver‐
dichtungen früherer Kämpfe und sich dynamisch verschiebende Strukturwidersprü‐
che, zu vermitteln. Hierzu gehört u.a. nachzuzeichnen, wie Konfliktprozesse aus an‐

10 Vgl. Georgi 2016; ebd. 2019a: 22ff.; ebd. 2019b.
11 Georgi 2019c, S. 101; Buckel 2015; Brand/Wissen 2017.
12 Buckel et al. 2014, S. 51ff.; Georgi 2016, S. 193ff.
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deren Feldern des Weltsystems in migrations- und grenzpolitische Krisen überführt
werden.

Die dritte Grundannahme beschreibt die Einsicht, dass Migrations- und Grenzre‐
gime Teil der Regulationsweise des globalen Kapitalismus sind. Sie tragen dazu bei,
dass sich kapitalistische Gesellschaften trotz all ihrer Antagonismen reproduzieren
können. Sie leisten diesen Beitrag, indem sie migrations- und mobilitätsbezogene
Probleme, Konflikte und Krisen herrschaftsförmig regulieren und prozessieren, d.h.
sie befrieden, verschieben oder temporär (auf-)lösen. Die Widersprüche, welche in
Migrations- und Grenzregimen derart reguliert werden, sind allerdings nicht ständig
neue oder zufällige. Stattdessen existiert im kapitalistischen und rassistischen Welt‐
system eine begrenzte Zahl dynamischer Strukturwidersprüche, deren historische
Konkretisierungen und wechselhafte Konfigurationen ständig neue migrationsbezo‐
gene Konflikte und Krisen hervorbringen. Die Regulation u.a. dieser Widersprüche
wird in den Regimen ausgefochten und organisiert. Zu diesen zentralen Wider‐
spruchsfeldern gehören u.a. die Folgen von Akkumulationsprozessen, die relationale
Autonomie von Migration, Arbeitskraftprobleme, Wohlfahrtsstaaten und Rassismus
sowie Geopolitik.13 Für die Analyse konkreter Migrations- und Grenzregime heißt
dies, immer wieder danach zu fragen, ob und inwiefern spezifische Akteursstrategi‐
en und Regimedynamiken durch die historischen Konkretisierungen dieser und an‐
derer Strukturwidersprüche und durch die mitunter scheiternden Versuche ihrer Re‐
gulation vorangetrieben und bestimmt werden.

Eine an diesen Prinzipien orientierte, notwendig heuristische und von vielen Ein‐
zelaspekten abstrahierende Analyse des EU-Grenzregimes ab 2011 wird in den fol‐
genden Abschnitten entwickelt.

,A Perfect Storm’ (Dezember 2010 bis März 2015)

Fünf Dimensionen der Krise

Wie eingangs dargestellt ging die Europäische Kommission Ende der 2000er Jahre
davon aus, dass der Anfang der 1990er Jahre begonnene, langwierige und stockende
Ausbau des europäischen Grenzregimes schlussendlich ein aus ihrer Sicht zentrales
Ziel erreicht habe: Deutlich weniger Geflüchtete und illegalisierte Wanderarbei‐
ter*innen kamen in der EU an. Während es 1997 über 670.000 Asylanträge in der
EU gab und 2002 ca. 420.000, lagen diese Werte von 2006 bis 2010 um lediglich
200.000.14 Angesichts dieser Zahlen sprach EU-Innenkommissar Jacques Barrot im
Oktober 2009 von ,großen Fortschritten’: „Today, the Commission puts in place the

3.

3.1

13 Siehe ausführlich Georgi 2016; ebd. 2019a, S. 24f.
14 Eurostat 2019a, 2019b.
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final building blocks of the Common European Asylum System. Significant pro‐
gress has been accomplished in recent years“.15 Aus Perspektive von Kommission
und EU-Regierungen ließ sich der Rückgang von Fluchtmigration in die EU als Ef‐
fekt eigener Abschottungsstrategien verstehen. Angetrieben durch Initiativen der
Kommission hatte die EU im Laufe der 2000er Jahre die EU-Grenzschutzagentur
Frontex gegründet, digitale und biometrische Datenbanken und Überwachungssyste‐
me zur Migrationskontrolle etabliert und ihre Kontrollen jenseits ihrer eigenen Gren‐
zen externalisiert, indem sie mit Nachbarstaaten kooperierte, darunter Marokko,
Mauretanien, Tunesien und Libyen.16 „[D]ie Kommission war zuversichtlich, auf
dieser Basis nun eine Migrationspolitik entwickeln zu können, die den demografi‐
schen und wirtschaftlichen Ansprüchen der EU genügen würde.“17 Doch diese Zu‐
versicht war von kurzer Dauer. Der Rückgang der Asylantragszahlen erwies sich als
nur temporär, als Ruhe vor einem ,perfekten Sturm’ historischer Prozesse, die das
europäische Migrations- und Grenzregime in den 2010er Jahren aus seinen bisheri‐
gen Halterungen rissen.

Für die Phase 2011–2014 lassen sich fünf Krisensymptome unterscheiden. Ers‐
tens stieg die Zahl der Asylanträge in der EU von 2011 bis 2014 deutlich an, obwohl
das Grenzregime darauf ausgelegt war, genau dies zu verhindern.18 Zweitens schlu‐
gen zahlreiche Gerichtsurteile ab 2011 räumliche Breschen in das Dublin-Regime,
da sie Dublin-Abschiebungen nach Griechenland und in andere EU-Länder verbo‐
ten.19 Drittens entstanden ab 2011 große Lücken im Externalisierungsring des EU-
Grenzregimes, da zuvor grenzpolitisch mit der EU kooperierende Regierungen in
Tunesien und Libyen im Zuge des Arabischen Frühlings gestürzt wurden.20 Viertens
erlitt der ,Außengrenzschutz’ der EU 2012 eine heftige Niederlage, als das soge‐
nannte Hirsi-Urteil des Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) EU-
Behörden zwang, ihre Push-backs von Geflüchteten-Booten auf Hoher See zu redu‐
zieren.21 Fünftens geriet das Schengen-Regime ab 2011 in eine Krise als mehr und
mehr Staaten begannen, ihre EU-Binnengrenzen zu kontrollieren, um die EU-interne
Mobilität von Geflüchteten unter Kontrolle zu bringen.22 Nach meiner Analyse re‐
sultierte diese ab 2011 beginnende Krise des EU-Grenzregimes aus vier Dynamiken,
in denen sich das Handeln antagonistischer gesellschaftlicher Kräfte mit verschobe‐
nen Kontextbedingungen und Krisen in anderen Feldern des Weltsystems ver‐
schränkte.

15 Zit. n. European Commission 2009.
16 Kasparek 2017, S. 49ff.
17 Ebd., S. 78.
18 Eurostat 2019a.
19 Lorenz 2015, S. 3ff.
20 Kasparek 2017, S. 83ff.
21 Buckel 2013, S. 289ff.; WDR.de 17.10.2013: EU-Agentur Frontex gibt Menschenrechtsverlet‐

zungen an EU-Außengrenzen zu.
22 Müller-Stehlik 2017, S. 77ff.; Casella Colombeau 2019.
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Bewegungen der Migration: Reaktionen auf kapitalistische Vielfachkrise

Im Mittelpunkt der ersten Dynamik, die zur Krise des europäischen Grenzregimes
ab 2011 beitrug, standen eigensinnige Bewegungen der Flucht und Migration in die
EU und innerhalb von ihr. Diese Bewegungen entwickelten sich im Kontext ver‐
schränkter Krisenprozesse der Ökologie, der Ökonomie, der sozialen Reproduktion
und der Gewalt in weiten Teilen (Nord-)Afrikas und (West-)Asiens. Sie entstanden
aus der Art und Weise, wie Millionen von Menschen in diesen Regionen auf diese
Vielfachkrisen reagierten: einerseits mit Protesten, Streiks und Aufständen vor Ort,
andererseits in wachsender Zahl mit Escape-Strategien der Flucht und Emigration.

Am folgenreichsten für das europäische Grenzregime waren die Ende 2010 be‐
ginnenden Aufstände des Arabischen Frühlings in denen große Teile der Bevölke‐
rungen im Mittleren Osten und Nordafrika (MENA) in heftigen sozialen Kämpfen
gegen Korruption, politische Repression und ökonomische Perspektivlosigkeit auf‐
begehrten. Kleinere Proteste gab es in Mauretanien, Somalia und Saudi-Arabien,
Massendemonstrationen in Algerien, Sudan, Libanon und dem Irak; in Tunesien,
Ägypten und Jemen wurden Regierungen gestürzt und in Marokko, Jemen, Oman,
Jordanien und Kuwait ausgetauscht; Libyen, Syrien und Irak befinden sich bis heute
in Bürgerkriegen, die Millionen von Menschen sich zur Flucht entscheiden ließen.23

Doch auch jenseits des Arabischen Frühlings eskalierten in Europas Nachbarregio‐
nen im Kern sozio-ökonomische Konflikte immer wieder gewaltsam24: In der Elfen‐
beinküste kam es von Dezember 2010 bis April 2011 zu einem Bürgerkrieg, der
100.000 Menschen nach Liberia fliehen ließ.25 Kurz darauf flohen nach der Abspal‐
tung Südsudans im Juli 2011 über 200.000 Menschen von Sudan nach Südsudan, um
Repression und ökonomischer Perspektivlosigkeit zu entgehen.26 Im selben Zeit‐
raum erlebte Ostafrika von 2010–2012 die schlimmste Dürre seit über 50 Jahren, die
zu einer Ernährungskrise führte, welche in Somalia, Dschibuti, Äthiopien und Kenia
über 9,5 Millionen Menschen betraf und zu massiver Flucht und Vertreibung führ‐
te.27 Ab Januar 2012 kam es in Mali zu massiven Vertreibungen als Milizen mit Ver‐
bindungen zu al-Qaida weite Teile Nordmalis unter ihre Kontrolle brachten.28 In Iran
schlug die Regierung die Massenproteste 2009/2010 und eine neue Welle von Pro‐
testen 2011 brutal nieder.29 In Afghanistan verschärfte die Rückkehr von afghani‐
schen Geflüchteten aus Iran die inmitten des (Bürger-)Kriegs ohnehin schlechte Si‐

3.2

23 Heydarian 2014; für eine Übersicht siehe Wikipedia 2019.
24 Vgl. Migration Policy Institute 2012.
25 New York Times 31.3.2011: Liberia Uneasily Linked to Ivory Coast Conflict.
26 Mawadza/Carciotto 2016.
27 TheJournal.ie 6.2.2012: UN: Somali famine is over, but action still needed.
28 CourierMail.com.au 17.1.2013: Chad to send 2000 soldiers to Mali.
29 Amnesty International 2012.
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cherheits- und Versorgungslage weiter.30 Eine graphische Darstellung zeigt ein‐
drucksvoll, dass der Großteil jener Menschen, die in den 2010er Jahren unter dem
Schutz des UNHCR standen in Europas Nachbarregionen konzentriert war: im Mitt‐
leren Osten, Südasien sowie Subsahara- und Ostafrika.31 Und während die Zahl die‐
ser Menschen noch 2003 mit 17 Millionen auf einem Tiefpunkt lag, verdoppelte sie
sich bis 2012 auf 34 Millionen und stieg bis 2016 erneut um das Zweifache an, auf
fast 68 Millionen.32

Warum genau sich in den 2010er Jahren eine deutlich wachsende Zahl von Men‐
schen aus den genannten Regionen für Flucht und Emigration entschieden, ist
schwer zu bestimmen. Sicher scheint, dass für ihre Entscheidungen die Eskalation
von Vielfachkrisen eine Rolle spielte. Zwei Dynamiken waren wohl besonders rele‐
vant. Erstens scheinen sich die Folgen des Klimawandels und anderer ökologischer
Krisenprozesse, insbesondere Dürreperioden, gerade in diesen (sub-)tropischen Re‐
gionen zuzuspitzen, Lebensbedingungen beschleunigt zu verschlechtern und die ge‐
waltsame Eskalation sozioökonomischer Konflikte zu forcieren.33 Zweitens ver‐
schärfte die globale Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2008 auf direkte und indirekte
Weise die Lebensbedingungen von Millionen Menschen in Afrika und Asien, sei es
weil sie regionale ökonomische Krisen und Umwälzungen nach sich zog, sei es weil
im Zuge der Krise Anfang der 2010er Jahre überakkumuliertes Kapital auf der Su‐
che nach neuen Profitzonen die Spekulation mit Nahrungsmitteln vorantrieb und so
u.a. in Ägypten, Jemen, Elfenbeinküste und Mauretanien zu massiven Preisanstie‐
gen, Ernährungskrisen sowie ,food riots’ beitrug und so politische Krisen, Repressi‐
on und Bürgerkriege forcierte.34

All diese Prozesse hatten für das europäische Grenzregime zwei zentrale Folgen:
Regierungen, die zuvor mit der EU kooperiert hatten, um Flucht über das Mittelmeer
zu verhindern, wurden durch die sozialen Kämpfe des Arabischen Frühlings ge‐
stürzt, was einige Fluchtrouten über das Mittelmeer weit öffnete. Dies galt insbeson‐
dere für Tunesien von Februar bis zum Spätsommer 201135 und für Libyen von
März 2011 bis 2016.36 Zweitens zeigt ein Blick auf die Herkunftsländer der Men‐
schen, die sich ab 2011 in wachsender Zahl für Flucht oder Migration Richtung EU
entschieden, dass diese Bewegungen weit überwiegend von solchen Staaten ausgin‐

30 Human Rights Watch 2013.
31 UNHCR 2019. Die Kategorie „UNHCR's populations of concern“ umfasst die Subkategori‐

en ,refugees’, ,asylum-seekers’, ,internally displaced persons (IDPs)’, ,returned refugees’, ,re‐
turned IDPs’, ,stateless persons’ sowie ,others of concern’ (ebd.).

32 Ebd.
33 Parenti 2011; Hendrix/Salehyan 2012; Kelley et al. 2015.
34 TheGuardian.com 21.1.2011: Food speculation: ,People die from hunger while banks make a

killing on food’.
35 BBC.com/news News 14.2.2011: Tunisia migrants: Italy alerts EU amid Lampedusa influx;

BBC.com/news 21.9.2011: Italian police battle Tunisian migrants on Lampedusa.
36 BBC.com/news 27.11.2011; Human Rights Watch 2019.
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gen, die in den eskalierenden Vielfachkrisen gefangen waren. Zu den wichtigsten
Herkunftsländern von Asylsuchenden in Deutschland von 2011 bis 2014 gehörten
Syrien, Irak, Iran, Afghanistan und Somalia.37 Krisenprozesse der Ökonomie, Öko‐
logie und sozialen Reproduktion transformierten sich somit zu politischen Krisen
und gewaltsamen Konflikten, auf die eine wachsende Zahl an Menschen mit Flucht
reagierten und das EU-Grenzregime in eine Krise trieben.

Neoliberale Wachstumsstrategie: Austerität beschränkt Regulationsfähigkeit

Eine zweite Krisendynamik bestand in den negativen Folgen, die die Finanz- und
Wirtschaftskrise ab 2008 sowie die Eurokrise ab 2010 auf die Fähigkeiten der EU-
Staaten hatten, die sozialen, ökonomischen und gesellschaftlichen Konflikte und
Krisen innerhalb der Union, vor allem aber in den oben beschriebenen Krisenregio‐
nen in ihrer Peripherie zu regulieren. Die Unwilligkeit oder Unfähigkeit der EU-
Staaten, die Krisensituationen in ihren Nachbarregionen zu restabilisieren, Konflikte
zu entschärfen, Lebensbedingungen zu verbessern oder die massenhaften Praktiken
der Flucht und Emigration signifikant zu reduzieren, zeigte sich u.a. in ihrer Weige‐
rung, ihre finanziellen Beiträge an die humanitären Operationen von UNHCR, World
Food Programme (WFP) und anderen internationalen Organisationen und NGOs der
wachsenden Intensität der Krisenprozesse anzupassen. Zwar stiegen Beiträge zu hu‐
manitären Programmen ab Ende der 2000er Jahre an, waren aber deutlich von den
benötigten Beträgen entfernt.38 So appellierten etwa UNHCR und WFP immer wie‐
der vergeblich, mehr Ressourcen zu erhalten und warnten vor den dramatischen Fol‐
gen, die eine Unterfinanzierung ihrer Programme haben würde.39

Neben anderen Faktoren waren es mindestens zwei Gründe, die die EU-Regierun‐
gen dazu führten, sich gegen eine angemessen erhöhte Finanzierung dieser Hilfspro‐
gramme zu entscheiden. Erstens eskalierten die Vielfachkrisen in Europas Nachbar‐
schaft nicht zufällig im selben Zeitraum, als die große Mehrheit der EU-Staaten in‐
folge der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008/2009 mit Wachstumsschwäche, Re‐
zessionen und Eurokrise zu kämpfen hatte.40 Reduzierte Steuereinnahmen und die
Kosten für Bankenrettungsprogramme trugen dazu bei, den finanziellen Spielraum
für Ressourceneinsatz zur Regulation von Krisen außerhalb der EU zu reduzieren.
Zweitens führte die Dominanz autoritär-neoliberaler und national-neoliberaler Frak‐
tionen insbesondere in Deutschland und anderen nordwesteuropäischen Staaten da‐

3.3

37 BAMF 2018, S. 21.
38 Global Humanitarian Assistance 2014, S. 22ff.
39 World Food Programme 2014; UNHCR.org/news 13.3.2013: UNHCR appeals for extraordina‐

ry funds for Syria victims; UNHCR.org/news 16.12.2013: UN appeals for a record US$6.5 bil‐
lion for Syria operations in 2014; Zeit.de 11.10.2016: It Really Wasn't Merkel.

40 Vgl. House et al. 2019.
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zu, dass sich die EU-Länder und insbesondere die Eurozone auf den Versuch festleg‐
ten, einen neuen Wachstumsschub primär durch eine radikale Austeritäts- und Dere‐
gulierungsstrategie zu erreichen.41 Dies trug dazu bei, dass substantiell erhöhte Aus‐
gaben für humanitäre Programme mit dem Ziel, Krisenprozesse in Europas Periphe‐
rie zu entschärfen, politisch nicht durchsetzbar waren. In diesen Dynamiken wird er‐
neut deutlich, wie sich unterschiedliche Krisenprozesse verschränkten und wechsel‐
seitig verstärken: Die Finanz- und Eurokrise transformierte sich in eine Krise der
Regulationsfähigkeit der EU, was die Krise des EU-Grenzregimes zwar nicht aus‐
löste, aber intensivierte. Kernursache war eine Mischung aus neoliberaler Dogmatik
und der realen Begrenztheit staatlicher Fähigkeiten innerhalb des gegebenen Wachs‐
tumsmodells mit den Folgen der Vielfachkrise umzugehen.

Linke und linksliberale Erfolge: Dublin entschärft, Seenotrettung statt Push-
Backs

Die dritte Dynamik, die zur Krise des europäischen Grenzregimes in der Phase von
2011 bis 2014 beitrug, bestand in den politischen Erfolgen linker und linksliberaler
Kräfte in Europa, inklusive migrantischer Selbstorganisierungen und Refugee-Grup‐
pen. Deren jahrzehntelange Kämpfe und Mobilisierungen für eine humanere Migra‐
tionspolitik erreichten in der ersten Hälfte der 2010er Jahren einen Höhepunkt, setz‐
ten zumindest partiell einen humanistisch-liberalen Stimmungsumschwung in Gang
und verdichteten sich ab 2011 in einer Reihe progressiver Gesetze, Gerichtsurteile
und Seenotrettungs-Operationen.42 Diese politisch-juristischen Verschiebungen führ‐
ten dazu, dass einige der repressivsten – und zuvor oft äußerst effektiven – Herr‐
schaftstechniken des EU-Grenzregimes zumindest temporär außer Funktion gesetzt
und dessen Abschottungskapazität in die Krise getrieben wurde.

In Bezug auf das Dublin-Regime trug die 2007 begonnene Kampagne links/libe‐
raler Kräfte43 gegen Dublin II zu einer Serie progressiver Gerichtsurteile bei. Urteile
u.a. des EGMR von Januar 2011 und des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) von
Dezember 2011 stoppten Dublin-Abschiebungen nach Griechenland wegen systemi‐
scher Mängel bei Asylverfahren vollständig. Aus ähnlichen Gründen lehnten spätere
Urteile immer wieder Abschiebungen nach Italien und Ungarn ab. Dieses Heraus‐
brechens erst Griechenlands und ab 2015 auch Ungarns aus dem Dublin-Regime
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41 Vgl. Georgi/Kannankulam 2015; siehe auch Kannankulam in diesem Band.
42 Vgl. McGuaran/Hudig 2014.
43 Anders als in bisherigen Publikationen der Forschungsgruppe ,Staatsprojekt Europa’, beschrei‐

be ich im vorliegenden Text pro-migrantische linke und liberale Kräfte nicht mit dem Adjek‐
tiv ,linksliberal-alternativ’, sondern bezeichne sie als ,links/liberal’. Dies scheint mir angemes‐
sen, um die große Relevanz genuin linker im Kontrast zu linksliberalen Kräften sichtbar zu
machen.
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trug dazu bei, Geflüchteten die Balkan-Route nach Nordwesteuropa zu öffnen.44 Das
zweite Feld, in dem die Erfolge links/liberaler Kräfte das bisherige Funktionieren
europäischer Migrationskontrolle unterminierten, waren die Push-Back-Operationen
europäischer Grenzschutzbehörden auf dem Mittelmeer. Am 19. Januar 2012 erklär‐
te der EGMR im sogenannten Hirsi-Urteil, dass die Behörden aller Vertragsstaaten
der Europäischen Menschenrechtskonvention auch auf Hoher See an das Non-Re‐
foulement-Gebot gebunden waren, was eine Rückschiebung von Geflüchteten nach
Libyen oder andere unsichere Staaten illegal machte. In Folge des Urteils wurden
zumindest offizielle Push-Back-Operationen durch EU-Behörden reduziert.45 Mehr
noch: Push-Back-Operationen wurden von Oktober 2013 bis Oktober 2014 durch
die von Italien finanzierte Seenotrettungs-Mission Mare Nostrum ersetzt, die mehr
als 100.000 Geflüchtete aus dem Mittelmeer aufnahm und nach Italien brachte.46

Die Tatsache, dass Mare Nostrum von der italienische Mitte-Links-Regierung unter
Matteo Renzi initiiert wurde, zeigt dass sich das links/liberale Hegemonieprojekt mit
Erfolg in das migrationspolitische Kräfteverhältnis der EU bzw. Italiens eingeschrie‐
ben hatte.47

Rechts/konservative Selbstblockade: Spaltung unterminiert Dublin und
Schengen

Im Mittelpunkt der vierten Dynamik, die zur Krise des europäischen Grenzregimes
beitrug, standen erstarkende rechts-nationale und völkisch-autoritäre Akteure in kon‐
servativen Hegemonieprojekten in osteuropäischen und nordwesteuropäischen EU-
Staaten. Getrieben von einer Hochkonjunktur nationalistischer und rassistischer Mo‐
bilisierungen in den 2010er Jahren48 trug die auf Abschottung zielende Kompro‐
misslosigkeit dieser Kräfte zur Krise sowohl des Dublin- als auch des Schengen-Re‐
gimes bei.

Im seit 2007 schwelenden Konflikt über das Dublin II-Regime und dessen Re‐
form nahmen konservative und rechts-nationale Akteure in den verschiedenen EU-
Staaten entgegengesetzte Positionen ein. In den südlichen Staaten an der EU-Außen‐
grenze wollten rechts/konservative Kräfte mit dem Dublin-Ersteinreiselandprinzip
brechen und favorisierten einen EU-weiten Umverteilungsmechanismen. Dagegen
lehnten rechts/konservative Kräfte in den osteuropäischen Visegrad-Staaten und jene
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44 Lorenz 2015, S. 4; Müller-Stehlik 2017, S. 140ff.; Kasparek 2017, S. 88ff.
45 Buckel 2013, S. 289ff.; WDR.de 17.10.2013: EU-Agentur Frontex gibt Menschenrechtsverlet‐

zungen an EU-Außengrenzen zu.
46 TheGuardian.com 31.10.2014: Italy: end of ongoing sea rescue mission ,puts thousands at

risk’.
47 Cuttitta 2014, S. 26.
48 Vgl. Georgi 2019c.
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in den Ländern Nordwesteuropas, welche das Ziel einer großen Mehrheit von Ge‐
flüchteten waren, dies vehement ab.49 Diese Spaltung rechts/konservativer Kräfte in
der EU erodierte die Akzeptanz der Dublin-Verordnung und unterminierte die Be‐
reitschaft in den Randstaaten, diese umzusetzen. Behörden in den süd- und teils ost‐
europäischen Grenzstaaten der EU gingen dazu über, ankommende Geflüchtete teils
nicht zu registrieren oder vermieden es, ihre Fingerabdrücke in die EURODAC-Da‐
tenbank einzuspeisen, so dass nicht nachvollziehbar war, wo Asylsuchende EU-Ter‐
ritorium betreten hatten.50 Auch vermieden es Randstaaten faire Asylverfahren und
menschenwürdige Aufnahmebedingen für Geflüchtete zu schaffen; stattdessen konn‐
ten solche, gegen EU-Recht verstoßende Asylsysteme aus ihrer Sicht dazu beitragen,
dass Asylsuchende in andere EU-Länder weiterzogen und von dort nicht per Dublin-
Abschiebung zurückgebracht wurden. Hinzu kam, dass rechts/konservative Kräfte in
Nordwesteuropa bei ihrem Festhalten am Dublin-Ersteinreiselandprinzip die relatio‐
nale Autonomie der Geflüchteten nicht einkalkulierten. Anstatt sich dem Dublin-Re‐
gime zu fügen, das ihre Interessen in keiner Weise berücksichtigte, hebelte deren ei‐
gensinnige Mobilität innerhalb des Schengenraumes das Dublin-Regime zunehmend
aus.51 Durch ihre Kompromisslosigkeit forcierten rechs/konservative Akteure in
Nordeuropa somit die Versuche anderer sozialer Kräfte, das bestehende Dublin-Re‐
gime zu unterminieren – und trugen so zu dessen Krise ab 2011 entscheidend bei.52

Daneben trieben rechts/konservative Kräfte in Nordwesteuropa auch das Schen‐
gen-Regime ab 2011 zunehmend in die Krise. Bereits im April 2011 führte die kon‐
servative französische Regierung zeitweise Kontrollen an der italienisch-französi‐
schen Grenze ein, um die Weiterreise von Geflüchteten und Wanderarbeiter*innen
aus Tunesien, die nach der tunesischen Revolution ab Februar 2011 nach Lampedusa
übergesetzt hatten, zu blockieren.53 Auch andere Regierungen führten temporäre
Kontrollen an ihren EU-Binnengrenzen durch, darunter die dänische Mitte-Rechts-
Regierung im Mai 2011.54 Aus dieser Dynamik entstand ein komplexer Konflikt
über eine Reform des Schengener Grenzkodex. Nach harten Auseinandersetzungen
einigten sich Europäische Kommission, Parlament und Rat im Oktober 2013 auf das
sogenannte Schengen Governance Package, das es Schengen-Staaten u.a. erlaubte,
ihre Binnengrenzen befristet zu kontrollieren, um illegalisierte Bewegungen der
Flucht und Migration zu unterbinden.55 Rechte und konservative Kräfte waren somit

49 Lorenz 2015, S. 2ff.; Müller-Stehlik 2017, S. 77f., 154f.
50 Lorenz 2015, S. 4.
51 Lorenz 2015, S. 4f.
52 Vgl. Müller-Stehlik 2017, S. 154f.
53 TheGuardian.com 27.4.2011: France and Italy in call to close EU borders in wake of Arab pro‐

tests.
54 TheGuardian.com 13.5.2011: EU warns Denmark over border controls; BBC.com/news

14.6.2011: Italy's Lampedusa left in crisis after Arab Spring.
55 Coman 2017.
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zunehmend bereit, Schengenraum und Binnenmarkt zu untergraben sowie das euro‐
päisierte Grenzregime partiell zu renationalisieren.

Kurzer Sommer der Migration (April 2015 bis März 2016)

Die Hochphase der Krise des europäischen Grenzregimes – der im Rückblick doch
eher kurze Sommer der Migration – erstreckt sich von April 2015 bis März 2016.
Die zentralen Ereignisse sind vielfach dokumentiert: Mitte April 2015 ertranken in‐
nerhalb einer Woche über 1200 Menschen im zentralen Mittelmeer, was Migration
und Flucht ins Zentrum europäischer Politik rückte.56 Im Mai 2015 veröffentlichte
die im November 2014 angetretene Europäische Kommission unter Jean-Claude
Juncker ihre lang erwartete Europäische Migrationsagenda, die außer der restrikti‐
ven Verschärfung bestehender Politiken (u.a. Frontex-Ausbau, Externalisierung,
Dublin-Reform) wenig Neues enthielt.57 Über den Sommer verschob sich der Fokus
der Flucht vom zentralen ins östliche Mittelmeer. Während im Mai nur 18.000
Schutzsuchende in Griechenland ankamen, waren es im Juli bereits um 54.000 und
im August fast 110.000 Menschen.58 Angesichts der Überforderung Griechenlands,
des eskalierenden Kriegs in Syrien, des politischen Drucks links/liberaler Kräfte so‐
wie der zeitweise chaotischen Situation in der eigenen Behörde, gab das deutsche
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) am 25. August 2015 auf Twitter
bekannt, es würde keine Dublin-Abschiebungen von Syrer*innen mehr durchfüh‐
ren.59 Ab Ende August wurden dramatische Todesfälle bekannt: Am 26. August
wurden 71 Geflüchtete in einem LKW in Österreich tot aufgefunden, am 2. Septem‐
ber gingen Bilder des 4-jährigen syrischen Jungen Alan Kurdi um die Welt, dessen
Leiche an einem türkischen Strand angespült wurde. Bundeskanzlerin Merkel erklär‐
te am 31. August, Deutschland müsse den Geflüchteten helfen: „Wir schaffen das,
und wo uns etwas im Wege steht, muss es überwunden werden“.60 Als sich am
4. September 2015 dann migrantische Karawanen vom Budapester Ostbahnhof Ke‐
leti als March of Hope Richtung Österreich auf den Weg machten, entschied die Re‐
gierung Merkel am 5. September nicht nur, die im Schengen-Raum ohnehin offenen
deutschen Binnengrenzen nicht zu schließen, sondern sogar den Transport der Ge‐
flüchteten Richtung Deutschland logistisch zu unterstützen.61 In den Herbstmonaten
2015 stieg die Zahl der Ankünfte von Geflüchteten in Griechenland weiter an, von
147.000 im September bis zu einem Höhepunkt von 211.000 im Oktober, bevor die
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56 Heller/Pezzani 2016.
57 European Commission 2015.
58 IOM 2016.
59 BAMF 2015.
60 Merkel 2015.
61 Zeit.de 30.8.2016: The Night Germany Lost Control.
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Zahlen als Resultat verschärfter Restriktion an den Grenzen und des einsetzenden
Winters wieder zurückgingen.62 Dieser kurze Sommer der Migration kam im März
2016 an sein Ende, als ein von Österreich betriebenes Abkommen mit Mazedonien
die Balkan-Route und der EU-Türkei-Deal die Ägäis-Route weitgehend schlossen
und die Ankunftszahlen weiter absanken.63

Innerhalb der kritischen Grenzregimeforschung gibt es eine lebhafte Debatte da‐
rüber, welche Prozesse den Sommer bestimmt haben.64 Nach meiner Analyse lassen
sich fünf zentrale Dynamiken unterscheiden, welche die Konfliktprozesse der ersten
Phase weiterführten und zuspitzten. Wie in der Phase bis 2014 wurde die erste Dy‐
namik durch die relational autonomen Bewegungen der Flucht und Migration kon‐
stituiert. Es war unmittelbar die Agency jener fast 2,5 Millionen Menschen, die
2015/16 trotz aller politischen und polizeilichen Hindernisse EU-Territorium er‐
reichten, die das gewohnte Funktionieren des europäischen Grenzregimes außer
Kraft setzte. Diese Dynamik verdichtete sich Anfang September im March of Hope
von Budapest Richtung Österreich. Die Regierung Merkel fürchtete eine humanitäre
und politische Katastrophe, sollten ungarische Behörden die Menschen aufhalten.65

Doch während die Bewegungen der Migration in entscheidender Weise zur Reaktion
der deutschen Regierung Anfang September 2015 beitrugen, wäre es fehlgehend, sie
zum einzig relevanten Faktor zu erklären. Angesichts des sofort einsetzenden Pro‐
tests konservativer und rechts-nationaler Kräfte und den ab Herbst 2015 erstarken‐
den rechten Mobilisierungen bleibt es erklärungsbedürftig, wie es der deutschen Re‐
gierung bis März 2016 gelingen konnte, diesem Druck zu widerstehen. Woher kam
ihr politischer Spielraum?

Zunächst erhielt die Regierung Merkel Unterstützung von linken und linkslibera‐
len Akteuren. Motiviert durch internationalistische und/oder menschenrechtliche
Prinzipien verteidigten diese Akteure, trotz weitergehender Forderungen und Kritik
an repressiven Maßnahmen, die Regierung Merkel gegen die Angriffe von rechts. So
erklärte Pro Asyl Merkels Entscheidung, Geflüchtete über Ungarn einreisen zu las‐
sen, sei ein „großartiger Akt der Humanität“.66 Auch tausende ,Willkommens-Initia‐
tiven’ in Deutschland und ein positiver Mediendiskurs gaben der Regierung die
Möglichkeit, rechte Proteste zeitweise zu ignorieren.67 Die Stärke dieser und anderer
Akteure im migrationspolitischen Kräfteverhältnis 2015 speiste sich einerseits aus
jahrzehntelangen Mobilisierungen; andererseits hatte der Zyklus selbstorganisierte

62 IOM 2016, S. 4.
63 IOM 2019a.
64 Vgl. Georgi 2016; Hess et al. 2016: 8ff.; Kasparek 2017, S. 80ff.; Müller-Stehlik 2017; Fiedler

et al. 2017; Buckel 2018.
65 Zeit.de 30.8.2016: The Night Germany Lost Control.
66 ProAsyl.de 6.9.2015: PRO ASYL begrüßt Entscheidung, Flüchtlinge aus Ungarn einreisen zu

lassen.
67 Karakayali 2018.
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Refugee-Proteste ab 2012 vor allem die öffentliche Meinung zumindest für einige
Jahre in eine migrationspolitisch liberalere Richtung verschoben.68

Neben den eigensinnigen Bewegungen der Migration und Akteuren des links/
liberalen Hegemonieprojekts waren arbeitskraftpolitisch motivierte Kapitalfraktio‐
nen ein dritter Faktor im Kräfteverhältnis. Ein relevanter Teil von Unternehmen in
Deutschland und anderen EU-Staaten sowie die mit ihnen assoziierten Unterneh‐
mensverbände und Expert*innen sahen in einer höheren Zahl von Einwander*innen
ein Potenzial, arbeitskraftpolitische und demografische Probleme zu bearbeiten.69 So
erklärte etwa BDI-Präsident Ulrich Grillo im November 2015: „Wir haben ein de‐
mografisches Problem in der Zukunft. Das heißt, wir haben einen Mangel an Ar‐
beitskräften. Dieser Mangel kann reduziert werden.“70 Grillos Warnung vor ‚demo‐
grafischen Problemen‘ verweist auf die Furcht neoliberaler Kräfte vor einer ,Überal‐
terung’ europäischer Gesellschaften. ‚Überalterung‘, so ihre Sorge, könnte Arbeits‐
kosten erhöhen, soziale Sicherungssysteme aus dem Gleichgewicht bringen und so
eine stabil expandierende Kapitalverwertung gefährden.71

Ein vierter Faktor waren einflussreiche Akteure insbesondere des neoliberalen
Hegemonieprojekts, die den EU-Binnenmarkt bedroht sahen. Sollte Deutschland sei‐
ne Grenzen gegenüber Geflüchteten schließen, so ihre Befürchtung, würde dies eine
Kettenreaktion neuer Grenzkontrollen innerhalb des Schengenraums auslösen, die
Zirkulation von Gütern, Dienstleistungen, Konsument*innen und Arbeitskräften ver‐
langsamen und damit den EU-Binnenmarkt, Grundlage des EU-Wachstumsmodells,
massiv beschädigen. So proklamierte etwa der BDI Anfang März 2016: „Eine Be‐
schädigung oder gar ein Scheitern des Schengenraums wäre ein schwerwiegender
Rückschlag für die EU und ihre Bürger“, der einen „sehr hohen Wohlstandsver‐
lust“72 nach sich ziehen könnte. Vor dem Hintergrund europäisch integrierter Logis‐
tiknetzwerke verwundert die Furcht von Kapitalakteuren vor einer verlangsamten
Warenzirkulation keineswegs.73 Eine phasenweise ungeregelte Mobilität von Ge‐
flüchteten innerhalb der EU konnte deshalb aus neoliberaler Perspektive als ,cost of
doing business’ verstanden werden. Umso mehr drängten sie im Gegenzug, zusam‐
men mit rechts/konservativen Kräften, die EU-Regierungen dazu, die Außengrenzen
des Schengenraums effektiv zu schließen.74 In dieser Logik erklärte Angela Merkel
im Februar 2016: „Wenn wir die Außengrenze nicht schützen können, gerät dieser

68 McGuaran/Hudig 2014.
69 Vgl. Georgi 2016: 191; Süddeutsche.de 24.9.2015: Flüchtlinge: Sie arbeiten am nächsten Wirt‐
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71 Schultz 2019.
72 Zit. n. Welt.de 5.3.2016: So teuer käme Europa die Abschaffung des Schengenraums.
73 Vgl. Danyluk 2018.
74 Tagesspiegel.de 19.1.2016: Kippt das Schengen-System in der EU?
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freie Bewegungsraum im Binnenmarkt, der Grundlage auch unseres Wohlstands ist,
in Gefahr.“75 Merkel operierte als ideelle Gesamtkapitalistin des EU-Binnenmarkts.

Das Ende des Sommers der Migration war ein graduelles. Ab November ließ die
mazedonische Regierung nur noch Geflüchtete aus Syrien, Irak und Afghanistan
ihre Grenze passieren.76 Ab Februar 2016 stoppte Mazedonien die Mobilität aus
Griechenland fast völlig und im März 2016 begannen türkische Sicherheitskräfte als
Resultat des EU-Türkei-Deals das Ablegen von Booten auf die griechischen Inseln
weitgehend zu verhindern.77 Dass EU-Regierungen mit diesen repressiven Maßnah‐
men auf den Druck rechts/konservativer Kräfte und Mobilisierungen reagierten, ist
wissenschaftlich kaum umstritten.78 Wichtiger ist es deshalb zu betonen, dass auch
andere gesellschaftliche Kräfte ab Frühherbst 2015 von der Position der Offenheit
abrückten, etwa auch Politiker*innen von SPD und Grünen.79 Ihre restriktiven Posi‐
tionen illustrieren wie tief verankert die Hegemonie von Grenzen in der EU ist. Das
europäische Grenzregime sichert die national-sozial organisierte, auf den weltweiten
Zugriff auf Ressourcen, Raum, Arbeitsvermögen und ökologische Senken andern‐
orts beruhende ,imperiale Lebensweise’ in der EU.80 Erst ihr Grenzregime ermög‐
licht es den europäischen Gesellschaften, die negativen Effekte ihrer Lebensweise in
äußere, abgegrenzte Räume zu externalisieren.81 Deshalb unterstützten Akteure auch
national-sozialer und links/liberaler Hegemonieprojekte effektive Migrationskontrol‐
len.

Konturen des europäischen Festungskapitalismus (seit April 2016)

Mit dem starken Rückgang der Asylanträge in der EU ab März 201682 ging die Kri‐
se des europäischen Grenzregimes in eine neue, bis mindestens Frühherbst 2019 an‐
haltende Phase über. In dieser Phase stabilisierten Europäische Kommission und
EU-Regierungen zentrale Bausteine des Regimes und brachten zahlreiche Krisen‐
prozesse unter Kontrolle. Gleichzeitig blieben diese modifizierten Regulationsfor‐
men äußert prekär; ständig schienen sie in Gefahr, durch Konflikte und Krisen inner‐
halb wie außerhalb der EU erneut außer Funktion gesetzt zu werden. Entscheidend
ist, dass die EU-Regierungen diese prekäre Restabilisierung zentral auf dem Wege
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einer eskalierten Repression erreichten.83 Aus einer Vogelperspektive lassen sich
Prozess und Charakter der Krise ab April 2016 in fünf Dynamiken zusammenfassen.

Die erste Dynamik war eine Kontinuität aus früheren Phasen. Die Vielfachkrisen
in Europas Nachbarregionen ließen ab Frühjahr 2016 nicht plötzlich nach, weil die
EU durch Deals mit der mazedonischen und der türkischen Regierung sowie mit li‐
byschen Milizen ihren ,Außengrenzschutz’ erneut externalisiert hatte. Im Gegenteil:
Sowohl klimatische und ökologische Katastrophen als auch ökonomische Krisenpro‐
zesse und andauernde Gewalt hielten in der MENA-Region, Subsahara-Afrika sowie
in West- und Südasien weiterhin an.84 Die Zahl der Menschen, die unter dem
Schutzinteresse des UNHCR standen, stieg von knapp 68 Millionen 2016 auf fast 75
Millionen 2018.85 Entsprechend war auch die Zahl der Asylanträge 2018 in der EU
zwar deutlich geringer als 2015/2016, lag aber mit fast 600.000 noch immer so hoch
wie davor nur Anfang der 1990er Jahre.86 Auch bis Sommer 2019 hielten sich die
Antragszahlen auf diesem im historischen Vergleich hohen Niveau.87 Es waren so‐
mit zuallererst die andauernden, eigensinnigen Versuche sozialer Gruppen aus dem
Globalen Süden in der EU Schutz und Lebensperspektiven zu finden, welche die
Versuche der EU-Regierungen das europäische Grenzregime restriktiv zu restabili‐
sieren, prekär hielten.

Eine zweite Dynamik, die eine tragfähige Restabilisierung des EU-Grenzregimes
erschwerte, war die aus unterschiedlichen nationalen Kräfteverhältnissen resultieren‐
de Unfähigkeit der EU-Regierungen sich bei zahlreichen migrationspolitischen Re‐
formvorhaben zu einigen. Dies betraf vor allem die Vorschläge, die die Kommission
zur Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) gemacht hatte.
Besonders umstritten war die anvisierte Dublin IV-Verordnung und damit die Frage,
auf Basis welcher Prinzipien die EU-Staaten sich Verantwortung und Kosten für
Aufnahme, Asylverfahren und gesellschaftliche Teilhabe von Geflüchteten teilen
sollten. Im Mittelpunkt dieser Blockade standen, wie bereits in den Krisenphasen ab
2011, gegeneinander agierende konservative und rechts-nationale Hegemonieprojek‐
te. Obwohl zumindest moderat-konservative und neoliberale Kräfte in Nordwesteu‐
ropa ab 2016 zunehmend bereit waren, partiell mit dem Ersteinreiseland-Prinzip zu
brechen und einen Umverteilungsmechanismus für Geflüchtete zu akzeptieren, wa‐
ren die politischen Kräfte, die einem solchen Kompromiss entgegenstanden, zu
stark.88 Allen voran waren es rechts-autoritäre Regierungen in Ungarn, Polen, der
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Slowakei und die national-konservative Regierung in Österreich, die eine Einigung
über eine Reform des Dublin-Regimes sowie alle anderen Vorschläge zur GEAS-Re‐
form blockierten.89 Diese Unfähigkeit auf europäischer Ebene einen asylpolitischen
Kompromiss zu finden, der zudem die Interessen der Geflüchteten hätte einbeziehen
müssen, um auch operativ zu funktionieren und nicht erneut durch eigensinnige Se‐
kundärmigration unterminiert zu werden, führte dazu, dass die Versuche das EU-
Grenzregime zu stabilisieren, vor allem am Außengrenzschutz und der Externalisie‐
rung ansetzten.

Die dritte Dynamik des europäischen Grenzregimes ab April 2016 bestand somit
in einer neuen Runde forcierter Externalisierung europäischer Migrationskontrollen.
Die zwei wichtigsten Elemente waren der EU-Türkei-Deal von März 2016 und die
Ausrüstung und Finanzierung bewaffneter Gruppen in Libyen. Einige dieser Milizen
wurden von der EU ab 2016 als staatliche Organe und als ,libysche Küstenwache’
anerkannt und faktisch dafür bezahlt, Geflüchtete sowohl in Libyen selbst als auch
im Mittelmeer gewaltsam abzufangen und unter schrecklichen Bedingungen zu in‐
ternieren.90 Auch jenseits der Türkei und Libyens betrieb die Europäische Kommis‐
sion großen Aufwand, um insbesondere Staaten der MENA- und Sahel-Region so‐
wie Subsahara-Afrikas in ein euro-afrikanisches Grenzregime einzubinden.91 Im Ef‐
fekt sank die Zahl der Ankünfte dramatisch ab: Während 2016 noch über 180.000
Geflüchtete über das zentrale Mittelmeer Italien erreichten, waren es 2018 kaum
23.000 und von Januar bis September 2019 keine 8000.92 Aus Sicht konservativer
und neoliberaler Kräfte war der Rückgang der Ankünfte ein Erfolg. Die forcierte Ex‐
ternalisierung trug nicht nur dazu bei, „Spaltungslinien innerhalb des konservativen
Hegemonieprojekts zu kitten“,93 sondern war die mit Abstand wichtigste Strategie,
die 2015/2016 eskalierte Krise des EU-Grenzregimes einzuhegen.

Wie die Externalisierung zielte auch die vierte Dynamik auf die Anpassung der
EU-Migrationspolitik an geänderte Umstände. In ihrem Mittelpunkt standen Bemü‐
hungen der EU-Staaten, ihren Außengrenzschutz repressiv umzubauen.94 Drei Ele‐
mente sind hervorzuheben. Erstens gelang es den EU-Regierungen sich ab 2015 auf
zwei neue Frontex-Verordnungen zu einigen, die der EU-Grenzschutzagentur sub‐
stantiell mehr Ressourcen und Kompetenzen zuwies.95 Zweitens betrieben EU-Re‐
gierungen im Mittelmeer und anderswo eine Politik des Sterbenlassens. Nach dem

89 Dies galt neben Dublin IV für Reformvorschläge zu den Richtlinien für Asylverfahren, Aufent‐
haltsbedingungen und Qualifkation sowie für Verordnungen zu Eurodac und für die Gründung
einer European Union Asylum Agency, die das bisherige EASO ersetzen sollte (vgl. Pollet
2019; Deutschlandfunk.de 18.9.2018: Woran ein gemeinsames EU-Asylrecht scheitert).

90 Human Rights Watch 2019.
91 Vgl. Gerloff 2018.
92 IOM 2019a; ebd. 2019b, S. 6.
93 Müller-Stehlik 2017, S. 116.
94 Siehe Oberndorfer in diesem Band.
95 Buckel 2018; Tagesschau.de 28.3.2019: Mehr Grenzschützer für die Außengrenzen.
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Ende von Mare Nostrum im Oktober 2014 gab es im zentralen Mittelmeer keine si‐
gnifikanten staatlichen Rettungsoperationen mehr. Um den Wegfall staatlicher Ret‐
tung zu kompensieren, operierten dort ab Ende 2014 eine zunehmende Zahl zivilge‐
sellschaftlicher Rettungsschiffe.96 Doch nach dem Amtsantritt der italienischen
Rechtsregierung und ihres Innenministers Matteo Salvini im Juni 2018 wurden die
private Seenotrettung kriminalisiert und bis Sommer 2019 zeitweise fast komplett
unterbunden.97 Die Ankündigung der im September 2019 angetretenen italienischen
Mitte-Links-Regierung, privaten Rettungsschiffen das Anlegen in Italien wieder zu
erlauben, weist, zusammen mit der wachsenden Bereitschaft anderer EU-Staaten,
einen Großteil der so geretteten Menschen aufzunehmen, auf eine neue Regulations‐
form des EU-Grenzregimes hin: Harte Externalisierung reduziert die Zahl der An‐
künfte und die wenigen Menschen die durchkommen, werden informell in der EU
verteilt.98 Das dritte Element des neuen Außengrenzschutzes ist die weitreichende
Europäisierung der Kontrolle von Asylsuchenden direkt nach ihrer Ankunft durch
das sogenannte Hotspot-System. Vor allem in den Hotspots auf griechischen Inseln
kooperieren Beamt*innen aus zahlreichen EU-Staaten und EU-Agenturen (Frontex,
EASO, Europol, Eurojust) konfliktreich, um Schutzsuchende zu registrieren und an
der Weiterreise zu hindern.99

Die fünfte Dynamik des EU-Grenzregimes ist eine partielle Renationalisierung.
Diese Tendenz zeigt sich insbesondere an der von vielen EU-Staaten auch nach 2016
fortgeführten Praxis, ihre EU-Binnengrenzen selektiv zu kontrollieren und damit die
Grundsätze des Schengen-Regimes zu untergraben.100 Die Folgen dieser Maßnah‐
men sind ambivalent. Einerseits stören solche Personenkontrollen die Zirkulation
von Waren im EU-Binnenmarkt kaum und können deshalb aus Regierungssicht als
ein erfolgreicher Kompromiss zur Rettung des Schengenraumes gelten, der das EU-
Grenzregime insgesamt stabilisiert. Andererseits stellen sie eine teilweise Renatio‐
nalisierung europäischer Migrationspolitik dar und sind somit eine Niederlage für
das Staatsprojekt Europa, das Vorhaben einer dauerhaft, kohärent und unaufhebbar
europäisierten Staatlichkeit.

Schlussfolgerungen

Blickt man abschließend auf die oben genannten fünf Dimensionen der Krise des
europäischen Grenzregimes ab 2011 (Zahl der Asylanträge, Dublin, Externalisie‐

6.

96 Cusumano/Pattison 2018, S. 53.
97 TheGuardian.com 4.8.2019: Once migrants on Mediterranean were saved by naval patrols.

Now they have to watch as drones fly over.
98 TheGuardian.com 23.9.2019: EU nations come to Italy's aid over relocating migrants.
99 Vradis et al. 2019.
100 European Commission 2019.
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rung, Außengrenzschutz, Schengen) so wird deutlich, dass es EU-Institutionen und
Regierungen bis Herbst 2019 gelungen ist, das Regime auf prekäre Weise zu restabi‐
lisieren und im Vergleich zur Hochphase der Krise 2015/2016 in eine Situation weit‐
gehend ,normaler’ Regulationsprobleme zu überführen. Die Zahl der Asylanträge ist
im Vergleich zu 2015/2016 europaweit bis 2018 deutlich gefallen. Obwohl sich die
EU-Regierungen nicht auf eine Reform der Dublin-Verordnung und des GEAS eini‐
gen können, funktioniert Dublin besser als 2016. Abschiebungen nach Griechenland
finden wieder statt und im September 2019 zeichnete sich ab, dass einige Staaten,
allen voran Deutschland und Frankreich, informell eine Umverteilung von Geflüch‐
teten akzeptieren werden, was das Dublin-Regime insgesamt stabilisieren könnte.
Externalisierung und Außengrenzschutz wurden auf Betreiben der Kommission und
zahlreicher EU-Regierungen repressiv modifiziert, was entscheidend dazu beitrug,
die relationale Autonomie der Fluchtmigration nach 2016 zumindest temporär zu be‐
schränken. Zudem gelang es Kommission und Regierungen die Gefahr einer Zerstü‐
ckelung des Schengenraumes und damit des EU-Binnenmarkts weitgehend abzu‐
wenden.

Das gesellschaftliche Kräfteverhältnis hinter dieser prekären Restabilisierung be‐
ruhen nach meiner Analyse auf einem instabilen Kompromiss zwischen rechts/
konservativen Kräften, die mehr Abschottung wollten, wenn nötig durch nationale
Grenzkontrollen, und Akteuren neoliberaler Hegemonieprojekte, die eine restriktive
Anpassung des europäisierten Grenzregimes an geänderte Umstände zentral deshalb
unterstützen, um gemäß ihrer Migrationsmanagement-Logik den EU-Binnenmarkt
und Möglichkeiten legaler Arbeitsmigration zu erhalten. Auch Mitte-Links-Parteien
und mit ihnen assoziierte soziale Kräfte unterstützen immer wieder Teilprojekte die‐
ses europäischen Festungskapitalismus, da dieser die national-sozialen Privilegien
ihrer imperialen Lebensweise absicherte.

Die Krise des europäischen Grenzregimes, und damit die Krise des Staatsprojekts
Europas, soviel sollte klar geworden sein, resultierte nicht aus ‚exogenen Schocks’,
nicht aus ‚Politikversagen’ oder allein aus der Autonomie der Migration. Produkti‐
ver lässt sie sich als eine vor dem Hintergrund struktureller Widersprüche eskalie‐
rende transnationale Auseinandersetzung zwischen einer Vielzahl sozialer Kräfte
verstehen. Die materialistische Grenzregimenanalyse geht somit davon aus, dass
sich das in Migrations- und Grenzregimen produzierte Leid nur dann wird überwin‐
den lassen, wenn die dahinterstehenden Herrschaftsverhältnisse nicht nur von einer
Seite her, sondern in ihrer wechselseitigen Bestimmung und strukturellen Bedingt‐
heit kritisiert werden.
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